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TOP II.9:  Elektronische Aufenthaltsüberwachung bei verurteilten extremistischen 

Gefährdern 

 

Berichterstattung: Bayern 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister sind sich einig, dass angesichts der Bedro-

hung der Bundesrepublik Deutschland durch Extremismus ein wirksamer Schutz vor 

extremistischen Gefährdern gewährleistet sein muss.  

 

2. Sie bitten die mit der Prüfung von Einsatzmöglichkeiten der Elektronischen Überwa-

chung befasste Arbeitsgruppe des Strafrechtsausschusses zu untersuchen, ob und 

ggf. in welcher Weise die der elektronischen Aufenthaltsüberwachung in der Füh-

rungsaufsicht zugrunde liegenden Vorschriften im Interesse einer besseren Erfassung 

verurteilter extremistischer Gefährder erweitert werden sollten. 
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